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Aus Spaß wurde Trump
Längst nicht alle Republikaner wollen Donald Trump im Weißen Haus
sehen. Vorm Parteikonvent gab es schon eine kleine Palastrevolte. Seite 21

STANDPUNKT

Dominanz des
Emotionalen
Guido Speckmann über die
Reaktionen auf den Terror in Nizza

Es war von Beginn an wahr-
scheinlich, aber es ist – bis jetzt –
noch nicht geklärt, ob das Ereignis
von Nizza einen terroristischen
und/oder islamistischen Hinter-
grund hat. Doch inzwischen sind
die Reaktionen der Politiker nicht
nur in Frankreich fest eingeschlif-
fen: Man zeigt sich bestürzt und
geschockt, um beinahe im glei-
chen Atemzug mehr Überwa-
chung, Polizei- und Militärpräsenz
und vor allem Angriffe auf den Is-
lamischen Staat in Irak und Syrien
zu fordern. Das ist einerseits ver-
ständlich. Nach dem Terrorakt auf
die Satirezeitschrift »Charlie Heb-
do« und dem vom vergangenen
November ist Frankreich in der
Tat schwer gezeichnet vom Ter-
rorismus. Doch andererseits sind
die Dominanz des Emotionalen
und die Logik der Rache keine
klugen Reaktionen. Es ist eine
bittere Ironie, dass die französi-
sche Regierung durch ihre Reak-
tion auf den 14. Juli 2016 Prinzi-
pien infrage stellt, die durch den
14. Juli 1789 das Licht der Welt
erblickten und deren Werte jetzt
erneut von allen westlichen Poli-
tikern beschworen werden.
Das Entsetzen und die Trauer

sollten stattdessen für eine kühle
Selbstbefragung des Westens ge-
nutzt werden. Welche Rolle spie-
len seine Kriege in der islamischen
Welt? Wie hängen sie mit dem
zunehmenden Terror in Europa
zusammen? Warum zeigen wir
uns so bestürzt über den Terror in
Paris, Brüssel und Nizza, während
wir jenen in Bagdad, Dhaka oder
Kabul ignorieren? Und was
schließlich hat die Gleichheit mit
der Durchsetzung des freien kapi-
talistischen Marktes zu tun?

675 Leichen aus
Wrack geborgen
Flüchtlingsboot war im April 2015
vor der Küste Libyens gesunken

Rom. Die italienische Marine hat insgesamt
675 Leichen aus dem Wrack des Flücht-
lingsbootes geborgen, das im April vergan-
genen Jahres im Mittelmeer gekentert war.
Allein 458 Tote entdeckten die Einsatzkräfte
im Frachtraum des Schiffes, wie die Marine
zum Abschluss des Einsatzes bekannt gab.
Das Wrack war Anfang Juli vom Meeres-

grund gehoben worden, nachdem es am
18. April 2015 vor der Küste Libyens gesun-
ken war. 170 Leichen waren bereits direkt
nach der Katastrophe geborgen worden,
28 Menschen überlebten.
Italiens Regierungschef Matteo Renzi hat-

te nach demUnglück angekündigt, dasWrack
bergen zu lassen, um der Welt das Elend der
Flüchtlinge vor Augen zu führen. Nun ist klar,
dass mindestens 845 Menschen ums Leben
kamen; damit ist das Kentern des Bootes ei-
nes der bislang schlimmsten Flüchtlingsun-
glücke im Mittelmeer.
Die Leichen werden in Sizilien obduziert.

Dort sollen möglichst viele der toten Flücht-
linge identifiziert werden. dpa/nd

Blutbad auf der Flaniermeile
Ausgerechnet am Nationalfeiertag wird Frankreich erneut vom Terror getroffen

Berlin. Rund 30 000 Menschen versammelten
sich am Donnerstagabend auf dem Strand-
boulevard in Nizza. Anlässlich des französi-
schen Nationalfeiertags wollten sie ein Feu-
erwerk genießen. Plötzlich fährt ein weißer
Lkw auf die Straße, beschleunigt und fährt im
Zickzack-Kurs Menschen über den Haufen.
Mindestens 84, darunter zehn Kinder und Ju-
gendliche, sterben. Mehr als 200 Menschen
werden verletzt, mehr als 50 schweben in Le-
bensgefahr. Unter den Toten sind laut dem Be-
zirksamt von Berlin-Charlottenburg eine Leh-
rerin und zwei Schüler aus Berlin. Der Fahrer
des Lkw, ein im tunesischen Souse geborener

Franzose, wurde von der Polizei getötet, nach-
dem er auf Polizisten geschossen hatte. Nach
Angaben des Staatsanwalts François Molins
war der 31-Jährige den Geheimdiensten »voll-
kommen unbekannt«. Er sei auch in keiner Da-
tenbank wegen möglicher Radikalisierung ge-
führt worden.
Frankreichs Staatspräsident François Hol-

lande sprach noch in der Nacht zum Freitag
von einem »terroristischen Charakter« des An-
griffs. Ganz Frankreich sei vom islamistischen
Terror bedroht. Er kündigte an, den nach den
Anschlägen von Paris vom 13. November ver-
hängten Ausnahmezustand entgegen bisheri-

ger Planungen um weitere drei Monate zu ver-
längern. Überdies erklärte er, den Kampf ge-
gen die Dschihadistenmiliz Islamischer Staat in
Syrien und Irak verstärken zu wollen.
Weltweit rief die Bluttat Entsetzen hervor.

Bundespräsident Gauck sagte: »Ein Angriff auf
Frankreich ist ein Angriff auf die gesamte freie
Welt.« Großbritanniens Premierministerin
Theresa May erklärte: »Wenn das – wie wir be-
fürchten – ein Terroranschlag war, dann müs-
sen wir unsere Anstrengungen verdoppeln, um
diese brutalen Mörder zu besiegen, die unsere
Lebensweise zerstören wollen.« nd/Agenturen
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Trauer vor der französischen Botschaft in Berlin Foto: Reuters/Hannibal Hanschke

UNTEN LINKS

Der Tarifabschluss für den öf-
fentlichen Dienst vom April, der
in dieser Zeitung im Namen von
2,1 Millionen Beschäftigten be-
grüßt wurde, hat Schattenseiten.
Eine davon trat in dieser Woche
in Form des Besoldungsanpas-
sungsgesetzes zutage. Seine Ver-
abschiedung garantiert den Mi-
nistern in der Regierung über 600
Euro mehr Bezüge im Monat, die
Chefin bekommt über 800 zu-
sätzlich – eine Summe, die Ar-
beitslose gern mal im Geldbeutel
hätten. Merkels Gehalt steigt auf
18 820 Euro und sie muss es
nehmen, basta! Und das ist noch
nicht die Schattenseite, liebe
Leute, wir wollen ja hier keinen
Sozialneid schüren. Die Schat-
tenseite kommt erst: Mit dem
Geld darf die Frau nicht etwa
machen, was sie will. Selbst für
ihre Rente einzahlen, ein Flücht-
lingskind adoptieren, einen welt-
berühmten Hosenschneider ein-
stellen oder ein Sabbatjahr neh-
men und im weißen Boot mit Jo-
achim um die Welt segeln. Alles
verboten. Dafür kann es gar nicht
genug Schmerzensgeld geben. ott

Dialog mit Russland im Schatten von Nizza
Gesprächsrunden in Moskau, Ulan Bator und St. Petersburg vorerst ohne greifbare Ergebnisse

Russisch-amerikanische Spit-
zengespräche und der ASEM-
Gipfel in der Mongolei gerieten
Freitag ebenso in den Schatten
des Terrors von Nizza wie der
Petersburger Dialog.

Von Klaus Joachim Herrmann

Das blutige Geschehen von Nizza
ließ am Freitag die Teilnehmer in-
ternationaler Gesprächsrunden
etwas zusammenrücken. So be-
gannen mit einer Schweigeminu-
te in Moskau die Gespräche zwi-
schen den Außenministern Russ-
lands und der USA, Sergej Law-
row und John Kerry. Der Terror-
akt im französischen Nizza un-
terstreiche die »Aktualität und
Dringlichkeit unserer Arbeit im
Kampf gegen den Terrorismus«,
unterstrich der Gastgeber.
Zum Auftakt des Asien-Euro-

pa-Gipfels (ASEM) in der mon-
golischen Hauptstadt Ulan Bator
gedachten die Teilnehmer aus 51
Staaten, darunter 34 Staats- und

Regierungschefs, ebenfalls der
Opfer des Anschlags in Frank-
reich. Sie verurteilten den »Ter-
rorismus in all seinen Formen und
Manifestationen«. In einer Erklä-
rung wurde bekräftigt, dass es
gelte, die Kräfte zu bündeln, um
den Terrorismus zu bekämpfen
und die Verantwortlichen nach
internationalem Recht vor Ge-
richt zu bringen. Streitpunkt blieb
Pekings Vorgehen im Südchinesi-
schen Meer.
Bundeskanzlerin Angela Mer-

kel konferierte eine Stunde mit
Russlands Premier Dmitri Med-
wedjew. Beide Seiten hätten sich
entschlossen gezeigt, das Minsker
Abkommen für die Ostukraine zü-
gig umzusetzen, sagte sie.
Der Wille zu einer Verbesse-

rung der Beziehungen Russland-
USA, wurde in Moskau beschwo-
ren. Russlands Präsident Wladi-
mir Putin verwies nach einem
nächtlichen Gespräch von drei
Stunden mit dem US-Außen-
amtschef darauf, dass beide Staa-

ten bei der Beilegung von Kon-
flikten bereits »gemeinsame An-
strengungen« unternähmen. Sein
jüngstes Telefonat mit US-Präsi-
dent Barack Obama habe ihn

überzeugt, dass sich beide Seiten
um »wichtige Ergebnisse« be-
mühten.
Auf einen »echten Fortschritt«

hoffte Kerry, der sechs Stunden
lang mit seinem Amtskollegen
Lawrow verhandelte. Die USAund
Russland könnten gemeinsam viel
bewegen, nicht nur in Syrien, son-
dern auch im Ukraine-Konflikt.

Von greifbaren Ergebnissen
drang bis zum Abend nichts an die
Öffentlichkeit. Nach dem gegen
ein Uhr nachts beendeten »konst-
ruktiven und detaillierten« Dialog
im Kreml mit Präsident Putin ge-
be es »noch viele Fragen zum re-
alen Zusammenwirken in Syri-
en«, wie Kremlsprecher Dmitri
Peskow mitteilte. Ein gemeinsa-
mes militärisches Vorgehen sei
nicht besprochen worden. Die
russische Position zum Schicksal
des syrischen Präsidenten nannte
der Sprecher »unverändert«. Am
Vorabend der Moskau-Visite Ker-
rys hatte Baschar al-Assad er-
klärt, er sei unbesorgt. Es werde
keinen Handel zwischen Moskau
und Washington geben.
Mit Diskussionen in zehn Ar-

beitsgruppen setzte das deutsch-
russische Forum »Petersburger
Dialog« seine Tagung fort. Ein
russischer Teilnehmer sprach in
St. Petersburg von einem »Neu-
beginn auf Sparflamme«. Mit
Agenturen Seite 6

»Es gibt weiterhin viele
Fragen zum
realen Zusammen-
wirken bei der
Operation in Syrien.«
Dmitri Peskow,
Kremlsprecher

Brüssel wusste früh
vom Abgasskandal
Auch Bundesumweltministerium war
bereits seit 2012 informiert

Hamburg. Der EU-Kommission lagen einem
Medienbericht zufolge bereits im Herbst 2010
Hinweise vor, dass Autobauer Abgaswerte von
Dieselautos manipulieren. Wie »Spiegel On-
line« unter Berufung auf interne Dokumente
der EU-Kommission berichtete, war die Bun-
desregierung 2012 an Treffen einer Arbeits-
gruppe beteiligt, bei der es um Abgasmani-
pulationen ging. Öffentlich wurde der Betrug
im September 2015 mit dem Skandal bei VW.
Am 8. Oktober 2010 wurde demzufolge

festgehalten, es sei bekannt, dass es eine Dis-
krepanz zwischen den Emissionen von Die-
selautos bei der Zulassung und im Normal-
betrieb gebe. Das liege am »verbreiteten Ein-
satz gewisser Minderungstechnologien in
Dieselfahrzeugen«. Im Mai 2012 informierte
Brüssel Ministerien in EU-Ländern, darunter
das Bundesumweltministerium. Dabei sei es
auch darum gegangen, dass Autobauer »hef-
tigen Widerstand« gegen bestimmte Tests
leisteten. Gegenmaßnahmen blieben jedoch
wegen Unstimmigkeiten in der Kommission
und mit den Staaten aus. AFP/nd Seite 3

AfD-Vorstand
fordert Einigkeit
Stuttgarter Landtagsfraktion soll
Spaltung überwinden

Berlin. Nach der Spaltung der Stuttgarter AfD-
Fraktion drängt die Bundesspitze darauf, dass
die AfD künftig nur durch eine Fraktion ver-
treten wird. Der Bundesvorstand sei der Auf-
fassung, »dass unsere Partei in Baden-Würt-
temberg nur durch eine Landtagsfraktion re-
präsentiert werden kann«, hieß es in einem am
Freitag veröffentlichten Beschluss. Die Frakti-
on war am Streit um die Antisemitismus-Vor-
würfe gegen den Abgeordneten Wolfgang Ge-
deon zerbrochen. Wie genau die Spaltung
überwunden werden soll, ließ der Bundesvor-
stand offen. Er erklärte, dies zu erreichen, sei
vorrangig Aufgabe des Landesverbandes.
Gleichzeitig kündigte er an: »Der Bundesvor-
standwird diesen Prozess aktiv unterstützen.«
Bundesvorstandsmitglied André Poggen-

burg forderte die Parteichefs Frauke Petry und
Jörg Meuthen auf, in Zukunft besser zusam-
menzuarbeiten. »Werdasnicht kann,muss sich
überlegen, ob er an der richtigen Stelle sitzt«,
drohte er. Petry und Meuthen hatten zuletzt
vor allem durch Streit von sich reden gemacht.
Agenturen/nd Kommentar Seite 2
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